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1 Bundespräsident Rau auf

Staatsbesuch in China

Vom 10. bis 17. September besuch­

te Bundespräsident Johannes Rau auf 

Einladung des chinesischen Staatsprä­

sidenten Hu Jintao die Volksrepublik 

China.

Nach dem eher touristischen Auftakt 

in der alten Kaiserstadt Xi’an traf Rau 

am 11. September in Beijing ein, wo 

er von Hu mit höchsten militärischen 

Ehren auf dem Platz vor dem Tor 

des Himmlischen Friedens empfangen 

wurde. Rau ist nach Carstens und 

Herzog das dritte deutsche Staats­

oberhaupt, das China besucht.

Bei dem einstündigen Auftaktge­

spräch zwischen Hu und Rau in der 

Großen Halle des Volkes standen über­

wiegend Wirtschaftsthemen im Vor­

dergrund. Hu betonte, dass sich das 

deutsch-chinesische Verhältnis seit der 

Wiederaufnahme diplomatischer Be­

ziehungen vor mittlerweile über 30 

Jahren durch einen regen Besuchsaus­

tausch auf höchster Ebene gefestigt 

und ein solides Vertrauensfundament 

geschaffen worden sei. Die auch wei­

terhin auszubauende enge wirtschaft­

liche und technologische Kooperation 

beider Staaten zeige sich nicht zu­

letzt in der Steigerung des bilateralen 

Handelsvolumens um das Hundertfa­

che zwischen 1972 und 2002. Hu er­

mutigte ausdrücklich auch die zahl­

reich in Raus Delegation mitgereisten 

mittelständischen Unternehmer, sich 

bei der Vertiefung der deutsch-chi­

nesischen Wirtschaftszusammenarbeit 

zu engagieren und sich beispielswei­

se bei Ausschreibungen für Projekte 

zur Vorbereitung der Olympiade 2008 

in Beijing oder der Expo-Weltausstel­

lung 2012 in Shanghai zu bewerben.

Auf dem politischen Sektor stellte 

Hu den Gleichklang der Zielsetzungen 

Chinas und Deutschlands heraus. Im 

Zuge der fortschreitenden Multipola­

risierung der internationalen Gemein­

schaft tritt China für eine Demokrati­

sierung der internationalen Beziehun­

gen ein und hofft in diesem Zusam­

menhang, dass die Europäische Uni­

on, in deren Reihen Deutschland einen 

wichtigen Platz einnimmt, eine zuneh­

mend stärkere konstruktive Rolle auf 

der Weltbühne spielen möge. Auch die 

Stellung der Vereinten Nationen müs­

se zur Beibehaltung des Weltfriedens 

und der Förderung des globalen Wirt­

schaftswachstums stärker in den Vor­

dergrund rücken.

Ein ähnliches Themenspektrum boten 

die Gespräche mit dem Vorsitzenden 

des Ständigen Ausschusses des Natio­

nalen Volkskongresses, Wu Bangguo, 

sowie mit Ministerpräsident Wen Jia- 

bao am folgenden Tag.

Ein weiteres inhaltliches Schwerge­

wicht lag bei Raus Besuch auf dem 

Ausbau der wissenschaftlichen Zu­

sammenarbeit zwischen China und 

Deutschland. Anlässlich einer Rede 

an der Qinghai-Universität verwies 

Rau auf die derzeit 14.000 an deut­

schen Hochschulen eingeschriebenen 

chinesischen Studenten, von denen 

die Hälfte ein naturwissenschaftliches 

oder technisches Studium absolviere 

und die mit dieser Zahl die dritt­

größte Gruppe ausländischer Studie­

render stellten. Deutschland fördere 

nicht nur den wissenschaftlichen Aus­

tausch, sondern arbeite ebenfalls ver­

stärkt daran, diesen gut ausgebildeten 

Jungakademikern berufliche Perspek­

tiven auch auf dem deutschen Arbeits­

markt zu verschaffen, wovon China 

wiederum nachhaltig profitieren kön­

ne. Die stellvertretende Bildungsmi­

nisterin Wu Qidi warf an dieser Stelle 

ein, dass von den 580.000 chinesischen 

Studenten, die in den vergangenen 25 

Jahren im Ausland studiert hätten, 

150.000 zurückgekehrt seien und hieß 

ihrerseits ausländische Studierende an 

chinesischen Universitäten und For­

schungseinrichtungen willkommen.

Gespannt wurde die Umsetzung von 

Raus Ankündigung erwartet, er wolle 

deutliche Worte über Menschenrechte 

und Meinungsfreiheit sprechen. Nach­

dem er bereits Fragen zur Religions­

freiheit in seinem Gespräch mit Hu 

Jintao aufgeworfen hatte, bezog er vor 

knapp 1.000 Studenten im Audimax 

der Universität Nanjing, die ihm die 

Ehrendoktorwürde verliehen hatte, zu 

der Gesamtheit des Themenkomple­

xes Stellung. Sich auf Konfuzius’ Ant­

wort auf die Frage nach einer „guten 

Regierung“ beziehend, mahnte Rau, 

dass ohne das Vertrauen des Volkes 

kein Staat bestehen könne. Es dür­

fe keine Kompromisse und kein Rela­

tivieren geben, wenn es um die fun­

damentalen Rechte der Person gehe, 

um Leben und Freiheit, um Schutz vor 

Folter, vor willkürlichem Freiheitsent­

zug und vor Diskriminierung. Diese, 

in der chinesischen Verfassung nur ab­

strakt formulierten Freiheitsrechte sei­

en durch Gesetze und Verordnungen 

zu konkretisieren, damit „Sicherheit 

für die Menschen“ erwachse und das 

Vertrauen in den Staat gestärkt wer­

de. Nach deutscher Ansicht seien die 

Themen Rechtsstaatlichkeit und Men­

schenrecht „unmittelbar miteinander 

verbunden“, sodass - bei allem Ver­

ständnis für unterschiedliche Traditio­

nen - die Menschenrechte universel­

le Bedeutung hätten, weltweit gelten 

müssten und die Forderung danach 

somit auch keine bloße Einmischung 

in innere Angelegenheiten eines Staa­

tes darstelle. Das Eintreten für die 

Menschenrechte und der Ausbau wirt­

schaftlicher Beziehungen gehörten sei­

ner Meinung nach zusammen. Rau 

wolle die chinesische Führung darin 

bestärken, „den Menschen über das 

Feld der Wirtschaft hinaus persönli­

che Entfaltung im Alltag zu garantie­

ren“, und schloss mit den Worten, Chi­

na befinde sich bereits „auf dem Weg 

zu mehr Demokratie und Rechtsstaat­

lichkeit“.
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Eine Reaktion von chinesischer Seite 

auf Raus Rede blieb bislang aus. Die 

staatliche Nachrichtenagentur Xin­

hua, die bis dahin Raus Begegnungen 

und Gesprächsthemen minutiös in ih­

ren Bulletins verfolgt hatte, berichtete 

abschließend lediglich noch von seiner 

Fahrt mit der Magnetschwebebahn in 

Shanghai und seiner Weiterreise nach 

Hongkong, wo Rau nach Treffen mit 

Regierungschef Tung Chee-hwa, dem 

Präsidenten und Vertretern der Hong­

konger Legislativversammlung sowie 

des Obersten Gerichtshofs und lokalen 

Wirtschaftsvertretern seine Staatsvi­

site in China beendete. (XNA, 5.9.,

9.9., 10.9.03; Xinhua, 11.9.03, nach 

BBC PF, 11.9.03; Xinhua, 12.9.03, 

nach BBC PF, 12.9.03; XNA, 12.9.03; 

FAZ, 12.9., 13.9.03; HB, 15.9.03; FAZ, 

15.9.03; XNA, 15.9., 17.9.03) -fr-

2 Sondierung des Terrains für 

die zweite Runde der Sechs- 

Länder-Gespräche

Nach dem de facto ergebnislosen Ab­

schluss der Sechs-Länder-Gespräche 

vom 27. bis 29. August in Bei­

jing zur Lösung des Nuklearkonflikts 

zwischen Nordkorea und den USA 

bleibt die Volksrepublik China wei­

terhin bemüht, ihre Rolle als Gastge­

berin und Vermittlerin beizubehalten. 

Angesichts der komplizierten Materie 

und der gravierenden Unterschiede in 

den Standpunkten der Parteien sei 

aber nicht davon auszugehen, dass die 

Lösung aller Probleme in lediglich ein 

oder zwei weiteren Verhandlungsrun­

den herbeizuführen sei, beschrieb der 

Außenminister Li Zhaoxing die Ein­

schätzung der chinesischen Führung in 

einem Interview für die US-amerika­

nische Zeitung Qiao Bao am 27. Sep­

tember am R.ande seiner Teilnahme an 

der 58. Sitzung der UN-Generalver- 

sammlung in New York. Nichtsdesto­

trotz glaube er weiterhin fest an die 

Möglichkeit, die Behandlung der Nuk­

learkrise auf der Gespächsebene fort­

zusetzen.

Diese Haltung des chinesischen Au­

ßenministers wird von großem Opti­

mismus getragen, denn das nordkorea­

nische Außenministerium ließ gleich 

am 30. August durch die Nachrich­

tenagentur KLNA verlautbaren, dass 

Pyongyang auf den Abschluss eines 

formellen Nichtangriffspakts mit den

USA bestehe. Komme dieser nicht zu­

stande, habe man keine andere Wahl, 

als die nukleare Abschreckung kon­

tinuierlich auszubauen. Sie diene der 

Selbstverteidigung und dem Schutz 

der eigenen staatlichen Souveränität. 

Die USA seien nicht wirklich an einer 

Verbesserung der Beziehungen oder 

an einer friedlichen Koexistenz der 

beiden Staaten interessiert. An einer 

Fortsetzung der Sechs-Länder-Gesprä- 

che bestehe somit von Pyongyang aus 

kein Interesse.

Westliche Diplomaten in Beijing hal­

ten diese schroffe Absage allerdings 

eher für ein taktisches Manöver Kim 

Jong-ils und gehen davon aus, dass 

es zu weiteren Verhandlungsrunden 

kommen werde. Auch der Sprecher 

des chinesischen Außenministeriums, 

Kong Quan, erklärte bereits am 4. 

September auf einer Pressekonferenz, 

die nordkoreanische Führung würdi­

ge die immense Arbeit, die China 

zur Durchführung des Sechs-Länder- 

Gesprächs bewältigt habe. Im Übri­

gen habe die Demokratische Volks­

republik Korea selbst die Idee zu 

Verhandlungen aufgebracht und hät­

te klargestellt, dass es nicht ihr Ziel 

als solches sei, Atomwaffen zu besit­

zen, sondern vielmehr den Zustand ei­

ner nuklearwaffenfreien koreanischen 

Halbinsel verwirklicht zu sehen. Dem 

schließe sich China an.

Die chinesische Führung versucht der­

weil, durch verstärkte Reisediplomatie 

und Kritik an der Politik der Vereinig­

ten Staaten, Nordkorea zur Aufgabe 

der neuerlichen Selbstisolierung zu be­

wegen, die Verhandlungsparteien wie­

der an einen Tisch zu bringen und eine 

Internationalisierung der Nuklearkrise 

mit allen Mitteln zu verhindern.

So stand während eines Gesprächs 

zwischen Außenminister Li Zhaoxing 

und seinem russischen Kollegen Iva- 

nov am Rande eines SCO-Außenmi- 

nistertreffens in Taschkent am 5. Sep­

tember auch der Nuklearkonflikt um 

Nordkorea auf der Agenda. Russland 

sehe seinen Beitrag zur Lösung in der 

fortgesetzten Teilnahme an den Ge­

sprächsrunden und dabei in enger Ab­

stimmung mit China. Dies bekräftig­

te auch der russische Vize-Außenmi­

nister Losyukov gegenüber Interfax. 

Man sei mit den Initiativen Chinas auf 

internationaler Ebene sehr zufrieden 

und werde die enge Abstimmung der 

diplomatischen Schritte zur Wahrung 

gemeinsamer Interessen im Rahmen 

regionaler Angelegenheiten beibehal­

ten. Auch hinsichtlich der Blockade 

einer möglichen UN-Resolution gegen 

Nordkorea seien sich China und Russ­

land einig.

Auch von Japan erhielt China Lob 

und Anerkennung für die Ausrichtung 

der Sechs-Länder-Gespräche. Bei sei­

nem Gespräch in Tokyo am 5. Sep­

tember mit dem japanischen Premi­

erminister Koizumi zeigte der Vorsit­

zende des Ständigen Ausschusses des 

NVK, Wu Bangguo, zwar Verständ­

nis für die Absicht Japans, auch die 

Freilassung seiner durch den nordko­

reanischen Geheimdienst während der 

siebziger und achtziger Jahre nach Ko­

rea entführten Staatsbürger diskutie­

ren zu wollen, wies aber dieses Anlie­

gen erneut zurück, da „die wichtigs­

te Aufgabe, die es während der knap­

pen Verhandlungszeit zu lösen gilt, die 

Nuklearkrise“ sei.

Bereits am 2. September reiste der 

Vorsitzende des Ständigen Ausschus­

ses des NVK, Wu Bangguo, nach 

Südkorea, wo er den Parlamentsspre­

cher Park Kwan-yong sowie Staats­

präsident Roh Moo-hyun traf. Beglei­

tet wurde Wu von Chinas Spitzenver­

treter beim Sechs-Länder-Gespräch, 

Vize-Außenminister Wang Yi. Wäh­

rend Roh das Eintreten Chinas für 

die Sechs-Länder-Gespräche würdigte, 

den Verhandlungsablauf als solchen 

bereits als ein positives Ergebnis be­

trachtet und eine Fortsetzung der hart 

erarbeiteten Verhandlungen forderte, 

erwartete Park sogar eine noch stär­

kere Position Chinas als Vermittler. 

Wang hingegen forderte die südkorea­

nische Führung auf, entsprechend ih­

rer Situation als direkt vom Nuklear­

streit betroffenen Verhandlungspartei 

eine konstruktivere Rolle bei den zu­

künftigen Gesprächsrunden zu über­

nehmen.

Zum konkreten Meinungsaustausch 

mit seinem chinesischen Kollegen Li 

Zhaoxing sowie Wang Yi über die 

jeweiligen Verhandlungspositionen ih­

rer Regierungen reiste der südkorea­

nische Außenminister Ra Jong-yil am 

9. September nach Beijing. Einig wur­

de man sich über eine Fortsetzung 

der Sechs-Länder-Gespräche im No­

vember in Beijing; ein genauerer Ter­

min wurde noch nicht festgelegt.



CHINA aktuell
- 1073 -

September 2003

Auf einem Empfang des chinesischen 

Botschafters, Li Bin, stellte Wu wäh­

rend seines Südkorea-Aufenthalts fest, 

dass aus Sicht Chinas Nord- und Süd­

korea die Hauptprotagonisten in An­

gelegenheiten der koreanischen Halb­

insel seien, somit die letztendliche Lö­

sung des Nuklear konfliktes von ih­

nen abhänge. China setze sich für 

Frieden und Stabilität sowie für eine 

nuklearwaffenfreie koreanische Halb­

insel ein und wolle beide Staaten bei 

der Verbesserung ihres Verhältnisses, 

der Vertrauensbildung und der Umset­

zung einer friedlichen Wiedervereini­

gung durch Verhandlungen unterstüt­

zen. Nur durch Gespräche ließe sich 

eine gegenseitige Verständigung erzie­

len, wobei man sich allerdings auch 

den berechtigten Anliegen Nordkoreas 

zuwenden müsse.

Gegenüber Nordkorea ergingen ne­

ben gegenseitigen Visiten niederrangi­

ger Funktionäre auf Partei- und Pro­

vinzebene von Seiten der chinesischen 

Führung Glückwünsche an Kim Jong- 

il zu seiner Wiederwahl als Vorsit­

zender der Nationalen Verteidigungs­

kommission und zum 55. Jahrestag 

der Gründung der DVRK am 9. Sep­

tember. Die über die südkoreanische 

Nachrichtenagentur Yonhap verbreite­

te Ankündigung, Wu Bangguo wolle 

die DVR Korea besuchen, wurde al­

lerdings von der japanischen Zeitung 

Sankei Shimbun am 26. des Monats 

widerrufen.

Verwirrung herrschte über Meldungen 

in den Hongkonger Zeitungen Sing 

Tao und Sunday Moming Post, Chi­

na verlege 150.000 Soldaten an sei­

ne Grenze zu Nordkorea. Das Ver­

teidigungsministerium in Beijing ließ 

hierzu verlautbaren, dass es sich da­

bei lediglich um eine Umorganisation 

der Grenztruppen handele, bei der die 

bisher an dieser Grenze stationierten 

Einheiten der Bewaffneten Volkspoli­

zei gegen reguläre VBA-Soldaten aus­

getauscht würden. Mit dieser Maßnah­

me, die bereits seit zwei Jahren ge­

plant sei, wolle man die Einrichtung 

der Grenztruppen landesweit verein­

heitlichen; auch an den Außengren­

zen Tibets und Xinjiangs seien VBA- 

Truppen stationiert. Die Zahl von 

150.000 Soldaten sei dem Ministerium 

nicht bekannt, hieß es.

Äußerst ablehnend steht Beijing der 

Ende Mai von den USA und elf weite­

ren Staaten (u.a. auch Japan, Austra­

lien, Großbritannien, Frankreich und 

Deutschland) gegründeten „Prolifera­

tion Security Initiative“ gegenüber. 

Dieser Verbund macht es sich zur Auf­

gabe, Transportflugzeuge und Han­

delsschiffe, mit denen technische An­

lagen zum Bau von Nuklearwaffen be­

fördert werden könnten, aufzubringen 

und zu beschlagnahmen, um so die 

Weiterverbreitung dieser Waffen ein­

zudämmen. Während Pyongyang die­

se Maßnahmen als möglichen Auftakt 

zu weiteren Sanktionen oder Blocka­

den gegen Nordkorea begreift, spricht 

China ihnen Legitimität und Wirk­

samkeit ab und sieht sich mit die­

ser Haltung nicht allein. Die USA 

hingegen versuchen, sowohl China als 

auch Russland und Südkorea zur Teil­

nahme an dieser Initiative zu bewe­

gen, da sie ihre Zielsetzung nicht als 

kontraproduktiv zu einer Fortsetzung 

der Sechs-Länder-Gespräche betrach­

ten. (KCNA news agency, 30.8.03, 

nach NZZ, 1.9.03; IHT, 2.9.03; FAZ, 

2.9.03; Yonhap news agency, 2.9.03, 

nach BBC PF, 2.9.03; Yonhap news 

agency, 3.9.03, nach BBC PF, 3.9.03; 

XNA, 3.9.03; Xinhua, 3.9.03, nach 

BBC PF, 3.9.03; Yonhap news agen­

cy, 4.9.03, nach BBC PF, 4.9.03; 

XNA, 4.9.03; Interfax news agen­

cy, 5.9.03, nach BBC PF, 5.9.03; 

Kyodo News Service, 5.9.03, nach 

BBC PF, 5.9.03; FT, 5.9.03; ST, 

6.9.03; Yonhap news agency, 9.9.03, 

nach BBC PF, 9.9.03; SCMP, 9.9.03; 

FT, 10.9.03; Interfax news agency, 

11.9.03, nach BBC PF, 11.9.03; KC­

NA news agency, 12.9.03, nach BBC 

PF, 12.9.03; Sunday Moming Post, 

14.9.03; IHT, 15.9.03; SCMP, 16.9.03; 

Central Broadcasting Station, Pyong­

yang, 20.9.03, nach BBC PF, 20.9.03; 

Qiao Bao, 27.9.03, nach BBC PF, 

28.9.03) -fr-

3 Chinas Haltung zur Situation 

im Irak

Beijing hält es für dringend geboten, 

im UN-Sicherheitsrat eine neue Irak- 

Resolution zu verabschieden, verkün­

dete Außenamtssprecher Kong Quan 

am 5. September gegenüber der inter­

nationalen Presse. Man prüfe bereits 

einen Entwurf der USA hierzu, der 

multinationale Kräfte zur Sicherung 

der Stabilität im Irak und internatio­

nale Aufbauhilfe vorsieht, und hoffe, 

sich durch einen eingehenden Gedan­

kenaustausch auf breiter Basis einigen 

zu können.

Chinas Überzeugung sei es, dass die 

vornehmlichsten Ziele, nämlich die 

Stabilisierung der Sicherheitslage, die 

Einsetzung einer neuen irakischen Re­

gierung und der Wiederaufbau des 

Landes nur gebündelte Anstrengun­

gen der internationalen Gemeinschaft 

als Ganzer erreicht werden könnten. 

Treibende und koordinierende Kraft 

müsse die UNO sein, so Außenminister 

Li Zhaoxing am Rande eines Treffens 

der Außenminister aller fünf ständi­

gen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats 

am 12./13. September in Genf. Neben 

separaten Treffen mit UN-Generalsek- 

retär Annan sowüe seinen Amtskolle­

gen sprach Li auch mit Adnan Pacha- 

chi, dem Geschäftsträger des iraki­

schen „Interim Administrative Com­

mittee“. Li versicherte ihm Chinas vol­

le Unterstützung hinsichtlich der For­

derung nach einer „irakischen Regie­

rung für den Irak“ zu.

In vollem Einverständnis mit seiner 

Haltung in diesen Fragen weiß sich 

China mit Russland und Indien. Auf 

einem trilateralen Treffen der Außen­

minister der drei Staaten am Rande 

der UN-Vollversammlung in New York 

am 24. September wurde eine kom­

plette Übereinstimmung in der Irak- 

Frage festgestellt, wobei betont wur­

de, dass sich die Zusammenarbeit der 

Troika in keinster Weise gegen ande­

re Staaten richte. Dem Resolutions­

entwurf der USA könne man sich ge­

meinsam annähern. Um den Irak wie­

der aufzubauen und zu Frieden und 

Stabilität im gesamten Nahen Osten 

und der Golf-Region beizutragen, be­

nötige man im Irak nicht mehr Militär, 

sondern politische Lösungen. (XNA, 

5.9.03; Xinhua, 12.9.03, nach BBC 

PF, 12.9.03; Xinhua, 13.9.03, nach 

BBC PF, 13.9.03; Interfax news agen­

cy, 25.9.03, nach BBC PF, 25.9.03; 

Doordarshan television, New Delhi, 

25.9.03, nach BBC PF, 25.9.03) -fr-




